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A. Problem 

Die Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit setzt für die 
Mitgliedstaaten des Europarates in allen Zweigen der Sozialen 
Sicherheit völkerrechtlich verbindliche Mindestnormen hin- 
sichtlich des Kreises der zu schützenden Personen, der An- 
spruchsvoraussetzungen sowie der Art und Höhe der zu 
gewährenden Leistungen fest. 

Das Protokoll zur Europäischen Ordnung enthält Bestimmungen, 
die in ihren Anforderungen noch über diejenigen in der Ord- 
nung hinausgehen. 


B. Lösung 

Ratifizierung der Europäischen Ordnung der Sozialen Sicherheit 
und des Protokolls. Diese Ratifizierung ist möglich, weil die in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Rechtsvorschriften 
über Soziale Sicherheit die Mindestnormen der Ordnung und 
des Protokolls bereits erfüllen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
(10. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Europäischen Ordnung der Sozialen Sicherheit 
vom 16. April 1964 und zum Protokoll zur Europäischen Ord- 
nung der Sozialen Sicherheit vom 16. April 1964 

— Drucksache Vl/567 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kley 


Der Gesetzentwurf ist in der 42. Bundestagssitzung 
vom 15. April 1970 an den Ausschuß für Arbeit und 
Sozialordnung überwiesen worden, der ihn am 
27. Mai 1970 beraten hat. 

Die Europäische Ordnung der Sozialen Sicherheit 
ist am 16. April 1964 vom Europarat zur Unterzeich- 
nung durch die Mitgliedstaaten aufgelegt worden. 
Sie ist am 17. März 1968 in Kraft getreten. 

Die Ordnung geht weitestgehend auf die Bestim- 
mungen des Übereinkommens Nr. 102 der Inter- 
nationalen Arbeitsorganisation vom 28. Juni 1952 
über die Mindestnormen der Sozialen Sicherheit zu- 
rück. Die Bundesrepublik Deutschland hat dieses 
Übereinkommen in bezug auf alle Zweige der Sozia- 
len Sicherheit ratifiziert. 

Die Ordnung beschränkt sich nicht auf eine unver- 
bindliche Darstellung von Grundsätzen, sondern 
setzt den Vertragsstaaten für alle Zweige der Sozia- 
len Sicherheit völkerrechtlich verbindliche Mindest- 
normen hinsichtlich des Kreises der zu schützenden 
Personen, der Anspruchsvoraussetzungen sowie der 
Art und Höhe der zu gewährenden Leistungen. Sie 
ist eines der umfassendsten Normenwerke, die vom 
Europarat erarbeitet worden sind. Wie die Europä- 
ische Sozialcharta begründet sie kein unmittelbar 
geltendes Recht, sondern zwischenstaatliche Ver- 
pflichtungen der Vertragsparteien. Der einzelne 
kann also daraus vor den Gerichten der Mitglied- 
staaten oder anderen innerstaatlichen Stellen keine 
Ansprüche geltend machen. 


Die Einhaltung der Verpflichtungen wird durch 
umfangreiche Berichtspflichten der Vertragsstaaten 
sowie durch ein Überprüfungsverfahren gewährlei- 
stet, an dem das Ministerkomitee des Europarates 
und die Internationale Arbeitsorganisation beteiligt 
sind. 

Die Ordnung enthält jeweils in einem Abschnitt 
Bestimmungen über 

Ärztliche Betreuung, 

Krankengeld, 

Leistungen bei Arbeitslosigkeit, 

Leistungen bei Alter, 

Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufs- 
krankheiten, 

Familienleistungen, 

Leistungen bei Mutterschaft, 

Leistungen bei Invalidität, 

Leistungen an Hinterbliebene, 
die Berechnung der Geldleistungen. 

* 

Das Protokoll zur Ordnung enthält völkerrecht- 
lich verpflichtende Bestimmungen, die in ihren An- 
forderungen an den Stand der Sozialen Sicherheit 
über diejenigen in der Ordnung hinausgehen und 
sich ebenfalls auf alle Zweige der Sozialen Sicherheit 
beziehen. 
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Die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden 
Rechtsvorschriften über Soziale Sicherheit stehen 
mit allen Teilen der Europäischen Ordnung und des 
Protokolls in Einklang. Sowohl die Ordnung als auch 
das Protokoll können daher von der Bundesrepublik 
Deutschland ohne Einschränkung ratifiziert werden, 
ohne daß sich hieraus eine Verpflichtung zur Ände- 
rung des geltenden deutschen Rechts ergäbe. 

Bonn, den 27. Mai 1970 

Dr. Kley 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache VI/567 — unver- 
ändert anzunehmen. 

Bonn, den 27. Mai 1970 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Schellenberg Dr. Kley 

Vorsitzender Berichterstatter 
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